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Im März 2026 kamen die Mitglieder der Welthan­
delsorganisation (WTO) in Jaunde, Kamerun, zur 
14. Ministerkonferenz zusammen. Das Treffen 
war angekündigt als »Wendepunkt«. Doch erneut 
konnten zentrale Reformen nicht beschlossen 
werden, sodass die Organisation ihre Funktionen 
als Verhandlerin und Streitschlichterin weiterhin 
nur eingeschränkt wahrnehmen kann. 

Die WTO wurde mit dem Anspruch gegründet, 
den internationalen Handel nicht durch Macht, 
sondern mit Regeln zu ordnen. Ihr institutionel­
les Design weist Parallelen zu demokratischen 
Prinzipien auf: Mitgliedstaaten sind formal 
gleichgestellt, Entscheidungen folgen festge­
legten Verfahren. Das Streitbeilegungssystem 
sollte als eine Art »globale Justiz« fungieren, 
die Handelskonflikte rechtlich statt politisch 
entscheidet. Schon früh war allerdings umstrit­
ten, wie wirksam diese Prinzipien tatsächlich 
sind. Viele Länder bemängelten, dass die WTO 
trotz formaler Gleichheit in der Praxis vor allem 
den Interessen mächtiger Industriestaaten 
diene – allen voran der USA, die ihre Aus­
gestaltung maßgeblich geprägt haben. Ironi­
scherweise sind es heute jedoch vor allem die 
Vereinigten Staaten selbst, die die Organisation 
zunehmend infrage stellen.

Bereits 2016 begannen die USA, die Nach­
besetzung von Richterstellen im Berufungsgre­
mium systematisch zu blockieren. Washington 
wirft dem Gremium mangelnde rechtliche Diszi­
plin vor, insbesondere im Umgang mit chine­
sischen Handelspraktiken. Zugleich kritisieren 
die Amerikaner, dass die WTO ihre Kompeten­
zen überschreite. Seit 2019 ist die Streitbeile­
gung der Organisation daher faktisch gelähmt. 
Zwar kann die erste Instanz weiterhin Urteile 
fällen, doch Berufungen laufen ins Leere, da 
es keine funktionierende zweite Instanz mehr 
gibt. Selbst festgestellte Regelverstöße können 
nicht sanktioniert werden. In diesem Vakuum 
greifen Staaten vermehrt auf die Sicherheits­
ausnahme des Artikels 21 zurück: Ihr zufolge 
darf ein Staat »jede Maßnahme ergreifen, die 
er zum Schutz seiner wesentlichen Sicherheits­
interessen für notwendig erachtet«.

Weltwirtschaft 
Blockierte 

Streitschlichterin:  
Die WTO in der Krise

Nora Kürzdörfer

Dr. Nora Kürzdörfer ist Senior Researcher bei der 
Münchner Sicherheitskonferenz und leitet das von der 
Stiftung Mercator geförderte Geoökonomie‑Projekt 
»Beyond Lose‑Lose«. Sie forscht zur Zusammenarbeit 
zwischen europäischen Ländern und dem Globalen 
Süden im Bereich wirtschaftlicher Sicherheit.



Weltwirtschaft   17

Ursprünglich für Ausnahmefälle wie Krieg 
oder gravierende internationale Spannungen 
gedacht, entwickelt sich diese Bestimmung 
zunehmend zu einem Instrument, mit dem 
protektionistische Maßnahmen gerechtfertigt 
werden. Gleichzeitig fehlt der WTO ein über­
zeugender Mechanismus, um legitime Sicher­
heitsinteressen ihrer Mitglieder regelgebunden 
zu integrieren.

Seit Beginn der zweiten Amtszeit von US-
Präsident Donald Trump im Jahr 2025 gerät 
das globale Handelssystem zusätzlich unter 
Druck. Die USA setzen verstärkt auf ökono­
mischen Druck, um bilaterale Zugeständnisse 
zu erzwingen, und entfernen sich damit weiter 
von dem System, das sie selbst mit aufgebaut 
haben. Parallel dazu hält China an staatlich 
geprägten, marktverzerrenden Strukturen 
fest und baut die Kontrolle über strategische 
Sektoren weiter aus. Zusätzliche geopolitische 
Verwerfungen wie der Krieg im Iran sorgen für 
unterbrochene Lieferketten und erhöhen Un­
sicherheit und Kosten für Unternehmen sowie 
für Verbraucherinnen und Verbraucher. 

Zugleich entstehen aber auch neue Handels­
koalitionen und -abkommen, die sich aus­
drücklich zu multilateralen Regeln und zur 
WTO bekennen. Übergangslösungen wie das 
sogenannte Multi-Party Interim Appeal Arbi­
tration Arrangement, ein provisorisches Beru­
fungsverfahren zwischen einigen WTO-Mit­
gliedern, versuchen die Lücke des blockierten 
Streitbeilegungssystems zumindest teilweise 
zu schließen. Auch regionale Freihandels­

abkommen zeigen, dass das Interesse an 
verbindlichen Regeln weiterhin besteht. Diese 
Initiativen stabilisieren einzelne Elemente regel­
basierter Kooperation. Sie ersetzen jedoch kein 
funktionierendes multilaterales System, denn 
grundlegende Probleme bleiben bestehen – 
insbesondere entwicklungspolitische Ungleich­
gewichte und eine unausgewogene Verteilung 
von Globalisierungsgewinnen. Zudem ist völlig 
offen, ob die Versuche, die regelbasierte Han­
delsordnung zu bewahren oder gar zu refor­
mieren, erfolgreich sind.

Die anhaltende Krise der WTO verdeutlicht, 
wie die Schwächung regelbasierter interna­
tionaler Ordnung die wirtschaftliche Planbar­
keit untergräbt. Verlässliche Regeln sind eine 
zentrale Voraussetzung für Investitionen und 
Wohlstand – und damit auch für die Legitimi­
tät und Stabilität demokratischer Systeme. 
Gerade für eine stark handels- und exportorien­
tierte Volkswirtschaft wie Deutschland, deren 
wirtschaftlicher Erfolg auf der Durchsetzbarkeit 
von Regeln beruht, ist eine leistungsfähige 
und unabhängige Justiz deshalb von zentraler 
Bedeutung.
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Prof. Dr. Harald Lesch im Interview

Die Naturwissenschaften erforschen die Welt, in der 
wir leben – mit Sinnsuche beschäftigen sie sich nicht. 
Und doch prägen sie unser Bild von der Rolle des 
Menschen im Universum, sagt der Astrophysiker und 
Wissenschaftsjournalist Prof. Dr. Harald Lesch.

https://www.youtube.com/watch?v=-ILp2EupG4k
https://www.youtube.com/watch?v=-ILp2EupG4k

